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Das bin ich mir wert
Nie ist mehr Zeit für die eigene Selbstverwirklichung aufgewendet worden als heute

Mit der stetigen Zunahme des
Wohlstands wächst der Wunsch,
sich um mehr als das reine Über-
leben zu kümmern. Doch macht
die permanente Beschäftigung
mit seinen eigenen Potenzialen
und Bedürfnissen zufriedener?

Seraina Kobler

Der obere Stock in einer grossen
Schweizer Buchhandlung erinnert an
eine Spielecke für Erwachsene: «Zen-
color»-Mandalas verleihen angeblich
Ruhe und Kraft. Wer es lieber gegen-
ständlicher mag, greift zum Malbuch
«Blumenmeer und Gartenzauber». Et-
was weiter versprechen kleine und
grosse Helfer wahlweise Ruhe («Yin-
Yoga-Box mit Karten für individuelles
Üben»), Gelassenheit («Warten – Er-
kundungen eines ungeliebten Zustan-
des») oder innere Freiheit («Die Kunst,
sich selbst auszuhalten»). Regelmässig
stürmen Bücher aus der Selbsthilfe-Ab-
teilung die Schweizer Bestseller-Listen.

Leben mit Happy End
Hinter den Verkaufserfolgen steht die
Sehnsucht nach einem glücklichen Le-
ben. Verwundern tut dies nicht: Die Be-
wältigung des Alltags ist für viele zu
einem Leistungssport geworden. Ähn-
lich wie die technischen Geräte, die der
moderne Mensch immer bei sich trägt,
soll auch er immer schneller und effi-
zienter werden. Und das natürlich ganz
«smart», also mit einer ausgewogenen
«Work-Life-Balance». Dies bedeutet
ein tägliches Aufeinander-Abstimmen
von Familie, Freizeit, Partnerschaft und
Arbeit. Bei der Navigation helfen Heft-
chen wie «Flow», eine Art «‹Landlust›
für Latte-Macchiato-Mädchen», wie der
«Spiegel» schreibt. Thematisch ver-
spricht das Magazin, das sich rund um
Achtsamkeit, positive Psychologe und
Selbstgemachtes dreht, den Rückzug in
die Idylle. In den letzten zwei Jahren
konnte die Auflage mehr als verdrei-
facht werden, auf heute 210 000 Ex-
emplare. Zum Vergleich: Das deutsche
Nachrichtenmagazin «Focus» verkauft
Woche für Woche etwa 500 000 Hefte.

Die Hinwendung zum Selbst ist zu
einem lukrativen Wirtschaftszweig ge-
worden. Die Wartezimmer von Psycho-
logen und Lebensberatern sind voll, die
persönlichen To-do-Listen werden im-
mer länger. Möglich macht dies eine
grosse materielle und gesellschaftliche
Freiheit, die sich in den letzten Jahr-

zehnten mit der Zunahme des Wohl-
standes in der Schweiz entwickelt hat.

Ein guter Indikator für dessen Aus-
wirkungen sind die Wünsche und Sor-
gen der Jugend. Dabei steht auch die
Berufsarbeit zunehmend im Fokus, wie
das neuste Credit-Suisse-Jugendbaro-
meter zeigt. Wer bei der Arbeit keine
Freude empfinde, solle den Beruf
wechseln, so das überwiegende Credo
der Befragten. Grund dafür sind die tie-
fen Arbeitslosenzahlen, aber auch das
Wissen um die soziale Absicherung.
Nur eine Minderheit war der Ansicht,

dass man froh sein könne, wenn man
überhaupt einen Job habe. Das über-
wiegend positive Lebensgefühl der Ju-
gend kommt nicht von ungefähr: Wir
können alles schaffen, wenn wir uns nur
genug bemühen, flüstert uns der Zeit-
geist ein.

An Bedeutung gewinnt dabei zuneh-
mend der Drang zur persönlichen Wei-
terentwicklung und bewussten Lebens-
führung. Der Stellenwert der Freizeit
habe sich seit den 1970er Jahren sub-
stanziell verändert, schreiben die Sozio-
logen Jürgen Mittag und Diana Wend-

land in einem Aufsatz. Infolge wirt-
schaftlich gesicherter Existenzgrundla-
gen hätten sich kollektive und indivi-
duelle Wertvorstellungen gewandelt.
Während die Bedeutung materieller Si-
cherheit abnahm, gewannen Selbstent-
faltung, Selbstverwirklichung und Le-
bensqualität an Gewicht. Es zeichnen
sich verstärkt Individualisierungsten-
denzen ab. Dabei vermischen sich die
verschiedenen Lebensbereiche zuse-
hends: Der Beruf muss erfüllen und
Spass machen, Beschäftigungen in der
Freizeit sollen den Status steigern. Bei-

den Lebensbereichen gemein ist die
stärkere Fokussierung auf das eigene
Ich und die sich daraus ergebenden
Bedürfnisse. Das Angebot der Möglich-
keiten kann den Sinnsuchenden mit-
unter verwirren. Fast monatlich werden
etwa neue Yoga-Arten kreiert: auf
einem Stand-up-Paddel-Board, schwe-
bend in Tüchern oder zur Anregung
der Hormone in den Wechseljahren.
Reicht Bewegung nicht aus, empfiehlt
sich ein Achtsamkeits-Seminar auf der
Alp, am Strand einer Mittelmeerinsel
oder das Züchten vergessener Toma-
tensorten im Schrebergarten – je nach
Vorliebe. Bleibt dafür keine Zeit, gibt
es wenigstens eine Anti-Stress-App
fürs Smartphone.

Ego-zentrierte Gesellschaft
Für eine Gesellschaft birgt die Ego-
Zentrierung Gefahren. Denn diese
höhlt den Sinn für die soziale Verant-
wortung aus und kann zu einer Entsoli-
darisierung führen. Insbesondere dann,
wenn die dauerhafte Beschäftigung mit
dem eigenen Glück und dessen Kon-
sum zu einer Abwendung vom Politi-
schen führt. Der amerikanische Publi-
zist David Brooks fordert in seinem
neuen Buch eine radikale Kehrtwende:
Weniger Egoismus und Selbstverwirk-
lichung, dafür mehr Demut und Auf-
opferung. Die kapitalistische Logik
habe «biblische Sünden» zu vielver-
sprechenden Eigenschaften gemacht.
Die von ihm formulierte Kritik an der
einseitigen Ausrichtung auf das Ökono-
mische würde man von einem Verfech-
ter liberal-konservativer Werte nicht
unbedingt erwarten, schrieb die «NZZ
am Sonntag» kürzlich. Klar ist: Lebens-
sinn lässt sich mit dem Ausmalen von
Mandalas nicht erlangen. Er lässt sich
höchstens gut verkaufen.

Eine Bewegung weg vom Indivi-
duum und zurück zur Gemeinschaft
müsste dennoch bei den Privilegierten
beginnen. Aus einem einfachen Grund:
weil sie es sich leisten können.
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Wie gesellschaftliche Megatrends
unseren Alltag prägen, beleuchtet
die NZZ in einer multimedial
aufbereiteten Artikelserie. Lesen
Sie am kommenden Mittwoch, wie
Blogs die Modewelt beschleunigen
und welche globalen Auswirkungen
unser exzessiver Kleiderkonsum hat.
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Piratenpartei kämpft für ein faireres Wahlsystem
Das Bundesgericht hat einer Wahlbeschwerde für die Nationalratswahlen keine aufschiebende Wirkung zugestanden

Kleine Wahlkreise sind für
kleine Parteien ein Problem.
Doch ein faireres Wahlsystem
müsste politisch erstritten
werden, nicht juristisch.

flj. Bern ^ In kleinen Kantonen haben
kleinere Gruppierungen praktisch kei-
ne Chancen auf einen Nationalratssitz.
Im Kanton Zug, der lediglich drei
Sitze im Nationalrat zu vergeben hat,
braucht es zum Beispiel einen Wähler-
anteil von mindestens 25 Prozent für
ein Mandat. Ein solch hohes natür-
liches Quorum verletze die «Gleichheit
der Wahl», die sowohl durch die Bun-
desverfassung wie durch das Völker-
recht garantiert sei, findet der Co-Prä-
sident der Piratenpartei Stefan Thöni.
Im derzeitigen System sei nicht jede
Stimme gleich viel wert.

Erstens verpufften die Stimmen für
kleinere Parteien wirkungslos. Dieses
Manko werde auch durch Listenverbin-
dungen nicht wettgemacht. Zweitens sei
eine Stimme für eine kleine Partei in
einem grösseren Kanton mehr wert,
weil dort die Chance wesentlich grösser
sei, tatsächlich zur Wahl eines Parla-
mentariers beizutragen. Thöni hat des-
halb im Kanton Zug eine Wahlbe-
schwerde eingereicht.

Der Zuger Regierungsrat ist nicht
auf die Beschwerde eingetreten, nun
liegt sie beim Bundesgericht. Dieses hat
am 10. Juli verfügt, der Beschwerde
keine aufschiebende Wirkung zukom-
men zu lassen. Das Gericht rechnet mit
einem Urteil noch vor dem Wahltermin.
Im unwahrscheinlichen Fall, dass das
Bundesgericht auf die Beschwerde ein-
tritt, würde dies grosse Unsicherheit
auslösen, da die meisten Wahlvorschlä-
ge bis im August gemeldet sein müssen.

Die Diskussion rund um ein faireres
Proporzwahlverfahren ist nicht neu. So
hat sich das Bundesgericht schon wie-
derholt damit auseinandergesetzt, na-
mentlich bei kantonalen und kommuna-
len Wahlsystemen. In seiner Rechtspre-
chung kommt es zum Schluss, dass ein
Quorum von mehr als 10 Prozent grund-
sätzlich unzulässig ist. In einem Urteil
von 2014 zum Kanton Wallis schreibt es,
die Zahl der gewichtslosen Stimmen sei
auf ein Minimum zu reduzieren.

Diverse Kantone mussten ihr Wahl-
system aufgrund der Rechtsprechung
des Bundesgerichts bereits anpassen.
Zuletzt betraf dies den Kanton Schwyz,
zuvor Nidwalden. Beide Kantone haben
inzwischen ein neues System eingeführt,
den sogenannten doppelten Pukels-
heim, benannt nach dem gleichnamigen
Mathematiker. Auch die Kantone Aar-
gau, Schaffhausen, Zug und Zürich ken-
nen den Pukelsheim schon.

In diesem Verfahren werden die
Sitze zuerst für alle Wahlkreise zusam-
men auf die verschiedenen Parteien be-
ziehungsweise Listen verteilt. Erst in
einem zweiten Schritt wird die Vertei-
lung in den einzelnen Wahlkreisen vor-
genommen. Der Vorteil: Durch die Zu-
sammenfassung der Wahlkreise und die
Kumulation der Reststimmen wird dem
Proporz besser Rechnung getragen. Der
Nachteil: In einzelnen Wahlkreisen
kann es zu Verfälschungen kommen, so
dass eine Partei, die in einem Wahlkreis
weniger Stimmen machte, einen Sitz
mehr bekommt. Ein potenzieller zwei-
ter Nachteil – die Zersplitterung des
Parteiensystems – kann durch die Ein-
führung eines künstlichen Quorums
verhindert werden. Insgesamt ist das
System gerechter, aber auch schwieriger
zu erklären. Die grossen Parteien haben
zudem aus machtpolitischen Gründen
kein Interesse an einem Systemwechsel.

Diverse politische Vorstösse, den
doppelten Pukelsheim auf nationaler
Ebene einzuführen, sind in der Vergan-
genheit gescheitert, zuletzt 2012 eine
Motion von Thomas Minder im Stände-
rat. Es sei mit dem Föderalismus unver-
einbar, dass der Wählerwille in einzel-
nen Kantonen möglicherweise nicht mit
der tatsächlichen Sitzverteilung über-
einstimme, argumentierten die Gegner.

Was auf politischem Weg nicht ge-
klappt hat, will die Piratenpartei nun
juristisch erstreiten. Dass sie damit Er-
folg hat, ist zu bezweifeln. Denn das
Bundesgericht könnte, selbst wenn es
den Argumenten des Beschwerdefüh-
rers folgen sollte, nur Empfehlungen
abgeben, weil die Schweiz keine Verfas-
sungsgerichtsbarkeit kennt. Für eine
Änderung des Wahlsystems wäre eine
Gesetzesänderung unabdingbar. Inter-
essant wird die Urteilsbegründung des
Bundesgerichts aber allemal sein.

Fokus auf das Ich – in einem Spiegel: Der Drang nach Selbstverwirklichung gefährdet den Gemeinsinn. SIMON TANNER / NZZ


